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Wohnberechtigungsscheine in Thüringen

Auch in Thüringen steigen die Mietpreise für Wohnungen immer wei-
ter – mittlerweile auch in mittleren und kleinen Städten. Laut Aussagen 
von Sozial- und Wirtschaftsverbänden macht sich der Mangel an Sozi-
alwohnungen – auch in Thüringen – immer stärker bemerkbar. In einem 
Artikel der Tageszeitung Thüringer Allgemeine vom 24. Oktober 2024 
mit dem Titel „Wohnungsmarkt in Thüringen: Nicht nur Schufa erschwert 
die Suche“ wird auch mit konkreten Beispielen darüber berichtet, wie 
der Mangel an bezahlbaren Wohnungen dazu führt, dass Wohnungs-
suchende aus bestimmten Bevölkerungsgruppen bei der Wohnungssu-
che immer weiter zunehmenden Diskriminierungsproblemen ausgesetzt 
sind. Fachleute aus dem Bereich Wohnungswesen fordern seit Jahren 
die Intensivierung des Baus von Sozialwohnungen, die zeitliche Auswei-
tung der Sozialbindung bei Sozialwohnungen sowie Reformen in Sachen 
Wohnberechtigungsschein. Angesichts dieser Sachlage ist der weitere 
Ausbau des bezahlbaren beziehungsweise sozialen Wohnens auch in 
Thüringen nach meiner Auffassung unbedingt geboten. Deshalb stim-
men jüngste Äußerungen der Landesregierung, zukünftig anders mit dem 
Landeswohnungsbauvermögen umgehen zu wollen, sehr bedenklich.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Berechtigte mit einem Wohnberechtigungsschein gab es 
in Thüringen im Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezem-
ber 2024 (bitte nach Jahresscheiben aufschlüsseln)?

2. Welche Informationen liegen der Landesregierung vor zu Problemen 
bei Beantragung beziehungsweise Erhalt eines Wohnberechtigungs-
scheins in Thüringen (zum Beispiel fehlende Informationen bei po-
tentiellen Berechtigten zu diesem Unterstützungsangebot, schlecht 
verständliche Formulare, schlechte Erreichbarkeit der zuständigen 
Behörde, zu lange Bearbeitungszeiten)?

3. Welchen Reformbedarf sieht die Landesregierung im Bereich der 
Wohnberechtigungen, zum Beispiel hinsichtlich einer etwaig notwen-
digen Erweiterung des Kreises der Anspruchsberechtigten?

4. Wie sollte nach Ansicht der Landesregierung mit dem Problem um-
gegangen werden, dass Betroffene – darunter auch Familien –, die 
knapp über der Einkommensgrenze für einen Wohnberechtigungs-
schein liegen, durch diesen Umstand in vielen Fällen in eine finanzi-
ell und sozial sehr schwierige Situation kommen?

Maurer

M ü n d l i c h e  A n f r a g e

der Abgeordneten Maurer (Die Linke)


	Wohnberechtigungsscheine in Thüringen
	Ich frage die Landesregierung:


